
Beiblatt zur Parlamentskprrespo~g~ 15.0ktober 1952 

Anfrae'e 

der Abgeordneten S t ras s e r,~ Dr. Z e c h n e r, M a r k,. 

C zer n e t Z t , .. Re i s man n und Genossen 

an den !uftdesmintster f~r Unterricht, 

betreffend Verletzun.g des Begutachtungsrechtes der Hochschiilerschafi 

una ungerechtfertigte Gebührenerhöhungen • 

• 

Die österreic4ische Öffentlichkeit hat· mit :Befremden und Empörung 

davonXenntnis erhalten, daß das Bundesministerium tiefe, in die Existenz 

jedes einzelnen Studierenden eingreifende Verordnungen arlassenhat, 

. ohne diese der österreiohischen Hochschülerscha:ft zur Stellungnahme 

vorzulegen. Das Hochsohülersohaftsges'etz vom 2.9.1950 schreibt im § 2 

Abs.4 dies ausdrüoklich als Verpflichtung vor. Tn der pOlitischen Ver-

.gangenheit wurde oft und mit Recht darüber geklagt, daß ein beträcht­

licber Teil der Studenten sioh antidemokratisohen ~ewegungen angeschlo~ 

sen hat. Die bishereeitens der Hochsch.ülerschaft durchgeführten Kund­

gebungen beweisen jedem objektiv Denkenden, daß die überwiegende Mehrheit 

c1er österreichischen Hochsohülersohaft sich eindeutig zur Demokratie 

bekennt. 

Es 1st daher gerade für die Unterriohtsverwaltungeine doppelte 

Verpflichtung, alles zu tun~ daß s ioh daran nichts ändere .• Wenn man 

seitens der Unterrichtsverwaltung ein von der Volksvertretung der Stu­

dentenschafteingeräumtes Begutachtungsrecht so bedenkenlos verletzt, 

wie es in ,diesem Fall geschehen ist, so scheint dies den gefez.tigten 

Abgeordneten keine geeignete Met-hode für die demokratische Erziehung 

a~roh Selbstverwaltung. 

Auch :fortsch~ttliche Lehrer fühlen sioh heute nicht mehr als Vor­

gesetzte ihrer Schüler, noch weniger floll dies Ministerialbeamten 

gestattet werden~ die nur Vollstreoker des Volkswillens sind. 

Zu dfesengrundsätzlichen Erwägungen gegen die Methode, mit der 

diese Ver()rdnungen erlassen wurden, kOmmen die schwersten Bedenken 

sozialer Natur. Die gefertigten Abgeordneten wissen sich einig mit 

:ihren Gesinnungsfreunden im Hat ionalrat wie mithunderttausenden 

arbe! tenden Menschen in Österreioh, wenn a ie sich mit aller Entschieden-
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hett gegen einen auch von der österr~iohischenHochfJchü:lerseha1"t 

einstimmig abgelehllten sozialen Numerufto1ausue ,wenclel'1. 

Auop:flir de"geistJgen Facharbeiter sind K6Jlnenund .Ausbildung 

entsehddend, nicht die wirtschaftliche Fähtgkeit seines Elternhauses 

~er8onstiger Ve1"Wandter .. 

Es ist dap.er 1m Interesse der 111iederherste11ung des Lehr- und 

Lerntriedens an den österreichisohen Hochschulen dringend geboten t 

d~8 der Herr BUm\,e..sminJster für Unterricht diesen ei~8eitigen .verwal ... 

tungSak:t zurfickni1Qmt und unverzüglich mit den Vertretern der Studenten­

sehatt in Verhandlungeh tritt. 

Die gefertigleh Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundcs­

mini,sterfür Unterricht die na.chstehenden 

A n t rag S' nl 

1.) Welche Bewiiiggriinde waren dafür maßgebend, daß das J3\1Z1.des­

ministerium für Unterrioht so bedeutungsvolle Verordnungen 

", unter Mi~achtung des :Begutaehtungsreohtefr der österreiohischen 

Hechachülersohaft erließ? 

2.) Ist der Berr Bundesminister bereit, die erWihnten Yer~rdnWlgell, 

und-zwar. Nr.187 und 188 1m BGB1. vom 27.IX.1952~ zurück­

zuzieheaund in sachliohe Verhandlungen mit den-Vertretern 

der Studentenschaft einzutreten? 

• 
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